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Bekanntmachungen des Landratsamtes 
 

Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kelheim vom 01.03.2021 
Nr. 33 – 5300 – AllgV/041 

 
Vollzug des Infektionsschutzgesetzes 
Allgemeinverfügung über die Testpflicht aufgrund eines Ausbruchsgeschehens in 
der Einrichtung Gemeinschaftsunterkunft Abensberg, Bad Gögginger Weg 8, 
93326 Abensberg, zur Bekämpfung der übertragbaren Corona-Viruserkrankung 
COVID-19 
 
 
Das Landratsamt Kelheim erlässt auf Grundlage des § 25 Abs. 1, 2, 3 in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 und 8 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG), § 65 S. 1 der Zuständigkeits-
verordnung (ZustV) und Art. 3 Abs. 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) in 
der jeweils geltenden Fassung folgende 
 
 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g: 
 
 

1. Für alle Bewohner sowie für alle Beschäftigten der Gemeinschaftsunterkunft Abensberg 
wird eine molekularbiologische Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 angeordnet. Diese Personen werden zu einer Reihentestung des Ge-
sundheitsamtes Kelheim am 01.03.2021 und am 05.03.2021 in der GU Abensberg, Bad 
Gögginger Weg 8, 93326 Abensberg, vorgeladen. Die Reihentestung wird durch einen 
Beauftragten des Gesundheitsamtes Kelheim in Abstimmung mit der Einrichtungsleitung 
und der Regierung von Niederbayern durchgeführt.  

 
2. Ausgenommen von der Pflicht in Ziffer 1 sind Beschäftigte, die innerhalb der zurücklie-

genden zehn Tage bereits positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden und 
sich aufgrund dessen in häuslicher Quarantäne befinden.  

 
3. Wenn die von Maßnahmen nach dieser Allgemeinverfügung betroffenen Personen ge-

schäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, ist die Erfüllung der in Ziffer 
1 genannten Verpflichtung von demjenigen sicherzustellen, dem die Sorge für die Person 
zusteht. 

 
4. Diese Allgemeinverfügung tritt mit Wirkung vom 02.03.2021, 00:00 Uhr, in Kraft und mit 

Ablauf des 09.03.2021, 24:00 Uhr, außer Kraft. 
 

5. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 
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Gründe: 
 

I. 
 
Nach Erkenntnissen des Gesundheitsamtes Kelheim wurde in einer Testung eine Person der GU 
Abensberg, Bad Gögginger Weg 8, 93326 Abensberg, positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 
getestet, weshalb eine Reihentestung notwendig ist. Außerdem soll im Nachgang zur Reihente-
stung am 01.03.2021 eine weitere Reihentestung am 05.03.2021 durchgeführt werden. Der ent-
sprechende Befund liegt dem Gesundheitsamt Kelheim vor. Die infizierte Person sowie deren 
Kontaktpersonen der Kategorie I gemäß Definition des Robert-Koch-Instituts befinden sich be-
reits in häuslicher Isolation. Das Landratsamt Kelheim benötigt die Testergebnisse aller in Ziffer 
1 genannten Personen, um Infektionsketten lückenlos nachvollziehen und bei Bedarf geeignete 
weitere Schutzmaßnahmen ergreifen zu können. Dies betrifft insbesondere die häusliche Isola-
tion weiterer Infizierter und Kontaktpersonen. 
 
 

II. 
 
Das Landratsamt Kelheim ist für Anordnungen gemäß § 25 Abs. 1, 2, 3 in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 und 8 IfSG, § 65 S. 1 ZustV und Art. 3 Abs. 1 BayVwVfG sachlich und 
örtlich zuständig. 
 
Die Anordnung ergeht in Form einer Allgemeinverfügung, weil die Regelung eine Mehrzahl von 
Einzelfällen im Personenkreis von Beschäftigten und Bewohnern der Einrichtung Gemeinschafts-
unterkunft Abensberg betrifft. 
 
Rechtsgrundlage der in dieser Allgemeinverfügung getroffenen Anordnungen ist § 25 Abs. 1, 2, 
3 in Verbindung mit § 16 Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 IfSG. 
 
Ergibt sich oder ist anzunehmen, dass jemand krank, krankheitsverdächtig, ansteckungsverdäch-
tig oder Ausscheider ist, so stellt das zuständige Gesundheitsamt die erforderlichen Ermittlungen 
an, insbesondere über Art, Ursache, Ansteckungsquelle und Ausbreitung der Krankheit, § 25 Abs. 
1 IfSG. Nach § 25 Abs. 3 S. 1 IfSG können die in § 25 Abs. 1 IfSG genannten Personen durch 
das zuständige Gesundheitsamt vorgeladen und verpflichtet werden, Untersuchungen und Ent-
nahmen von Untersuchungsmaterial an sich vornehmen zu lassen. Soweit hiervon Personen be-
troffen sind, die geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, ist die Erfüllung 
entsprechender Verpflichtungen von demjenigen sicherzustellen, dem die Sorge für die Person 
zusteht, § 25 Abs. 2 S. 1 i.V.m. § 16 Abs. 5 IfSG. 
 
Regelungsgehalt der Allgemeinverfügung sind Maßnahmen zur Ermittlung von Infektionen mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne von § 2 Nr. 1 IfSG, der die übertragbare Corona-Viruserkrankung COVID-19 hervorruft, § 
2 Nr. 3 IfSG.  
 
Bei mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Personen handelt es sich um Kranke, § 2 Nr. 4 
IfSG, oder Ausscheider, § 2 Nr. 6 IfSG, bei Kontaktpersonen der Kategorie 1 um Ansteckungs-
verdächtige im Sinne von § 2 Nr. 7 IfSG. 
 
Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem Coronavirus SARS-CoV-2 wegen seiner hohen 
Übertragbarkeit und der häufig schweren, teils tödlichen Krankheitsverläufe für die öffentliche 
Gesundheit ausgeht, sind an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung geringe Anforderungen zu 
stellen. Das vorliegend innerhalb der Einrichtung für Dritte entstehende Übertragungsrisiko auf-
grund der Nähe zu infizierten Personen reicht daher zur Begründung der in dieser Allgemeinver-
fügung getroffenen Anordnungen aus. 
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Die Anordnungen nach dieser Allgemeinverfügung ergehen in pflichtgemäßem Ermessen und 
stellen nach Abwägung aller widerstreitenden Interessen geeignete, notwendige und angemes-
sene Ermittlungsmaßnahmen in Bezug auf die örtliche Verbreitung der Corona-Viruserkrankung 
dar. Bei Abwägung der subjektiven Interessen der Betroffenen, insbesondere deren körperlicher 
Unversehrtheit und allgemeiner Handlungsfreiheit, mit den Interessen der Infektionsprävention (§ 
1 Abs. 1 IfSG), überwiegt das öffentliche Interesse an den vorliegend getroffenen Anordnungen. 
Nach wie vor breitet sich der Krankheitserreger SARS-CoV-2 weltweit mit hoher Geschwindigkeit 
aus und führt bei einem beachtlichen Teil der Erkrankten zu schweren Krankheitsverläufen, die 
Klinikaufenthalte und zum Teil sogar Intensivbehandlungen erforderlich machen. Daneben muss 
eine unkontrollierte Ausbreitung der Corona-Viruserkrankung verhindert werden, um die Leis-
tungsfähigkeit des öffentlichen Gesundheitssystems durch eine Häufung stationärer Behand-
lungsbedarfe nicht zu überfordern. Molekularbiologische Testungen auf eine Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 stellen vergleichsweise geringe und kurzeitige Eingriffe in die Rechte 
der Betroffenen dar und sind daher vor diesem Hintergrund hinzunehmen. 
 
Nach Art. 41 Abs. 4 S. 3 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekannt-
gabe zwei Wochen nach ortsüblicher Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die mit der vorlie-
genden Allgemeinverfügung getroffenen Anordnungen sind dringlich. Um eine weitere Verbrei-
tung der Corona-Viruserkrankung in der betroffenen Einrichtung und im sonstigen Umfeld von 
Bewohnern und Beschäftigten zu verhindern, wurde von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, ge-
mäß Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG ein früheres Bekanntgabedatum zu bestimmen (Ziffer 4).  
 
Die Geltungsdauer wurde so gewählt, dass auch bei einem Nichtbefolgen der Vorladung am 
01.03.2021 und am 05.03.2021 eine Testung sichergestellt werden kann. Dies gilt insbesondere 
für die Reihentestung am 01.03.2021, die bereits vor Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung vor-
genommen wird. Sollten sich Personen am 01.03.2021 nicht freiwillig testen lassen, so ist eine 
Testung durch das Inkrafttreten der Allgemeinverfügung mit Wirkung vom 02.03.2021 sicherge-
stellt. 
 
 

Hinweise: 
 
Die Maßnahmen sind gemäß §§ 25 Abs. 2 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort voll-
ziehbar. 
 
Weitergehende Regelungen oder sonstige Vorschriften werden von dieser Allgemeinverfügung 
nicht berührt und sind zu beachten. Hierzu zählen insbesondere infektionsschutzrechtliche Allge-
meinverfügungen und Verordnungen des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit und 
Pflege in ihrer jeweils aktuellen Fassung. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erho-
ben werden bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen1 
Form. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Nie-
derschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
1Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet kei-
ne rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbe-
helfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de).  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageer-
hebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
 
 
Kelheim, 01.03.2021 
Landratsamt 
 
 
 
 
Welnhofer 
Regierungsrat 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 15 vom.01.03.2021 
171 

Haushaltssatzung des Landkreises Kelheim für das Haushaltsjahr 2021; 
Bekanntmachung nach Würdigung und Genehmigung durch die Rechtsaufsichts-
behörde 
 

I. 
 
Aufgrund der Art. 57 ff der Landkreisordnung erlässt der Landkreis Kelheim folgende 
Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit 

festgesetzt; 
 er schließt 
 im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit 127.810.000 € 
 
 und im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit 19.549.400 € 
 
 ab. 
 

§ 2 
 Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind in 

Höhe von 6.000.000,00 Euro vorgesehen. 
 

§ 3 
 Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird 

auf 6.050.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 4 
(1) Gemäß Art. 18 ff des Finanzausgleichsgesetzes wird der durch sonstige Einnahmen 

nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) auf 63.623.844,90 € festgesetzt und als Kreisum-
lage auf die kreisangehörigen Gemeinden umgelegt. 

 
(2) Die Kreisumlage wird in Vomhundertsätzen aus nachstehenden Steuerkraftzahlen 

und Schlüsselzuweisungen bemessen: 
 
a) Steuerkraftzahlen gemäß Mitteilung des Bayerischen Landesamtes für Statistik 

und Datenverarbeitung: 
 Grundsteuer A 1.387.772 € 
 Grundsteuer B 10.505.368 € 
 Gewerbesteuer 43.921.574 € 
 Einkommensteuerbeteiligung 68.075.769 € 
 Umsatzsteuerbeteiligung 9.031.385 € 
b) 80 v. H. der Schlüsselzuweisungen, 
 auf die die Gemeinden im Jahre 
 2020 Anspruch hatten 18.563.477 € 
  -------------------- 
 
 Summe der Umlagegrundlagen 151.485.345 € 



Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 15 vom.01.03.2021 
172 

(3) Der Hebesatz für die Kreisumlage des Haushaltsjahres 2021 wird einheitlich auf 42,0 
v. H. festgesetzt. 

 
(4) Die Steuersätze (Hebesätze) für die Gemeindesteuern, die der Landkreis auf ge-

meindefreie Grundstücke erhebt und die für jedes Haushaltsjahr neu festzusetzen 
sind, werden wie folgt festgesetzt: 

 
Grundsteuer A Hebesatz 420 v. H. 
Grundsteuer B Hebesatz 420 v. H. 
Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag Hebesatz 420 v. H. 

 
§ 5 

 Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Haushaltsplan wird auf 4.500.000 € festgesetzt. 

 
§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2021 in Kraft. 
 

II. 
 
Die Regierung von Niederbayern als Rechtsaufsichtsbehörde des Landkreises hat die 
Haushaltssatzung mit Schreiben vom 09.02.2021 (eingegangen am 23.02.2021)  
Nr. 12-1512.273-1-4 rechtsaufsichtlich gewürdigt. 
 
Zur Kreditaufnahme im Gesamtbetrag von 6.000.000,00 € für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen und zu den Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 
6.050.000,00 € erteilte die Regierung von Niederbayern die nach Art. 65 Abs. 2 LKrO 
erforderliche rechtsaufsichtliche Genehmigung. 
 

III. 
Die vorstehende und vom Kreistag in der Sitzung am 21.12.2020 beschlossene Haus-
haltssatzung wird hiermit gemäß Art. 59 Abs. 3 LKrO öffentlich bekannt gemacht. 
 

IV. 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen ist bis zur nächsten amtlichen Bekanntma-
chung einer Haushaltssatzung im Landratsamt Kelheim, Zimmer 03.14 – Kreiskämmerei  
– während der allgemeinen Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich zugänglich. 
 
 
Kelheim, 24.02.2021 
Landratsamt Kelheim 
 
 
Martin Neumeyer    
Landrat 
 
 
 
 
 


